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betreffend die Ratifikation des zwiſchen Preußen und Hamburg am 2. Februar 1917 vereinbarten 
Staatsvertrags wegen der Erweiterung der örtlichen Zuſtändigkeit der Altonger und der Hamburger 
Polizeibeamten, S. 69. — Erlaß des Staatsminiſteriums, betreffend Anwendung des vereinfachten 
Enteignungsverfahrens bei der Erweiterung der Fabrikanlagen der Radiowerke G. m. b. H. in 

Rheinböllen, S. 70. 


(Nr. 11587.) Staatsvertrag zwiſchen Preußen und Hamburg, betreffend die Erweiterung der 
örtlichen Zuſtändigkeit der Altonaer und der Hamburger Polizeibeamten. 
Vom 2. Februar 1917. 


Nachdem es ſich als wünſchenswert erwieſen hat, die örtliche Zuständigkeit der 
Altonaer‘ Polizeibeamten auf das Stadtgebiet Hamburg und der Hamburger 
Polizeibeamten auf den Stadtkreis Altona auszudehnen, haben die zur Verein⸗ 
barung entſprechender Beſtimmungen beſtellten Kommiſſare, nämlich 
für Preußen: N 5 
Seine Exzellenz Herr Dr. Johannes Kriege, Kaiſerlicher Wirklicher 
Geheimer Rat, Direktor im Auswärtigen Amte, 
für Hamburg: 
Herr Dr. Karl Sieveking, außerordentlicher Geſandter und bevoll⸗ 
mächtigter Miniſter der Hanſeſtädte am Königlich Preußiſchen Hofe, 
nachſtehenden Vertrag abgeſchloſſen: 


* Artikel 1. 

Die Altonaer Polizeibeamten ſollen im Stadtgebiete Hamburg und die 
Hamburger Polizeibeamten ſollen im Stadtkreis Altona in Fällen, wo im Intereſſe 
der öffentlichen Ruhe und Ordnung, zum Schutze von Perſonen oder Eigentum 
oder zur Verhinderung gemeinſchädlicher Handlungen oder im Intereſſe der 
Rechtspflege zur Verfolgung ſtrafbarer Handlungen ein polizeiliches Einſchreiten 
notwendig wird, die gleichen Befugniſſe haben wie die Polizeibeamten des Teiles, 
in deſſen Gebiete die Amtshandlung vorzunehmen iſt. 
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Artikel 2. 


Auf Grund des Artikel 1 ſollen die Polizeibeamten beider Teile nur ein⸗ 
ſchreiten, wenn Gefahr im Verzuge und kein Polizeibeamter des anderen Teiles 
anweſend iſt. 

Der einſchreitende Beamte muß überdies zu der Amtshandlung entweder 
durch eigene Beobachtung bei Ausübung des Dienſtes oder durch die glaubhafte 
Anzeige einer dritten Perſon oder durch den Auftrag eines Vorgeſetzten ver— 
anlaßt ſein. f 

Das Einſchreiten iſt auch ohne einen ſolchen Anlaß zuläſſig, wenn es ſich 
lediglich als Fortſetzung einer in dem eigenen Gebiete des Polizeibeamten be⸗ 
gonnenen, unter den Artikel 1 fallenden Amtshandlung darſtellt. 


Artikel 3. 


Soweit die Altonaer Polizeibeamten Hilfsbeamte der Staatsanwaltſchaft 
bei dem Landgericht in Altona ſind, werden ſie auch Hilfsbeamte der Staats⸗ 
anwaltſchaft bei dem Landgericht in Hamburg, und ſoweit die Hamburger 
Polizeibeamten Hilfsbeamte der Staatsanwaltſchaft bei dem Landgericht in 
Hamburg ſind, werden ſie auch Hilfsbeamte der Staatsanwaltſchaft bei dem 
Landgericht in Altona. 5 


Artikel 4. 
Wegen dienſtlicher Verfehlungen bei der Vornahme von Amtshandlungen 
auf fremdem Gebiete gemäß Artikel 1 unterſtehen die beiderſeitigen Polizeibeamten 
nur den Diſziplinarbeſtimmungen des eigenen Staates. 


Artikel 5. 
Wird ein Polizeibeamter auf dem fremden Staatsgebiet im Dienſte be⸗ 
ſchädigt, fo liegen die Unfallfürſorge ſowie die Verpflichtung zur Zahlung des 
Ruhegehalts demjenigen Staate ob, dem der Beamte angehört. 


Artikel 6. 
Dieſer Vertrag ſoll ratifiziert und die Ratifikationsurkunden ſollen ſobald 
als möglich in Berlin ausgetauſcht werden. 
Der Vertrag tritt einen Monat nach Austauſch der Ratifikationsurkunden 
in Kraft. 
Der Vertrag kann von beiden Teilen jederzeit unter Einhaltung einer 
dreimonatigen Friſt gekündigt werden. n 


6 

Zu Urkund deſſen haben die Kommiſſare dieſen Vertrag unterzeichnet und 
mit ihren Siegeln verſehen. 

Ausgefertigt in doppelter Arſchrift. 


So geſchehen zu Berlin, den 2. Februar 1917; 


(Siegel) Kriege. (Siegel.) Sieveking. 


(Nr. 11588.) Bekanntmachung, betreffend die Ratifikation des zwiſchen Preußen und Hamburg 
am 2. Februar 1917 vereinbarten Staatsvertrags wegen der Erweiterung 
der örtlichen Zuſtändigkeit der Altonaer und der Hamburger Polizeibeamten. 
Vom 21. Mai 1917. 


D vorſtehend abgedruckte, am 2. Februar 1917 zwiſchen Preußen und Hamburg 

vereinbarte Staatsvertrag, betreffend die Erweiterung der örtlichen Zuſtändigkeit 
der Altonaer und der Hamburger Polizeibeamten, iſt ratifiziert worden; der Aus⸗ 
tauſch der Ratifikationsurkunden hat am 26. April 1917 in Berlin ſtattgefunden. 


Berlin, den 21. Mai 1917. 


Der Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten. 


In Vertretung 
Zimmermann. 


(Nr. 11589.) Erlaß des Staatsminiſteriums, betreffend Anwendung des vereinfachten Ent- 
eignungsverfahrens bei der Erweiterung der Fabrikanlagen der Radiowerke 
G. m. b. H. in Rheinböllen. Vom 14. Mai 1917. 


Ai Grund des § 1 der Allerhöchſten Verordnung, betreffend ein vereinfachtes 
Enteignungsverfahren zur Beſchaffung von Arbeitsgelegenheit und zur Beſchäftigung 
von Kriegsgefangenen, vom 11. September 1914 (Geſetzſamml. S. 159) mit Nach⸗ 
trägen vom 27. März 1915 (Geſetzſamml. S. 57) und vom 25. September 1915 
(Geſetzſamml. S. 141) wird beſtimmt, daß das vereinfachte Verfahren bei der Aus⸗ 
übung des Enteignungsrechts Anwendung zu finden hat, das den Radiowerken 
G. m. b. H. in Rheinböllen (Rhld.) zum Zwecke der Erweiterung ihrer Fabrikanlagen 
durch Erlaß des Staatsminiſteriums vom 4. Mai 1917 verliehen worden iſt. 


Berlin, den 14. Mai 1917. 


Das Staatsminiſterium. 


v. Breitenbach. Beſeler. Sydow. v. Trott zu Solz. 
Frhr. v. Schorlemer. Lentze. v. Loebell. 
Helfferich. Graf v. Roedern. 
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